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tenzen der Selbstverwaltung, sondern hier sind politische und gesetzliche Weichen-
stellungen zu treffen. 
 
Lösungsvorschlag 
Die BAGFW schlägt vor, dass analog der Entwicklung des neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriffs sowie der Indikatoren nach Wingenfeld et al., die Entwicklung eines be-
darfsgerechten Personalbemessungsinstruments für die vollstationäre Pflege durch 
das BMG im Einvernehmen mit dem BMFSFJ sowie eines breiten Beteiligungspro-
zesses (Kostenträger, Leistungserbringer, Länder, Vertreter/-innen der Pflegebedürf-
tigen und der beruflich Pflegenden) eingeleitet und gesteuert wird. Von diesem Beirat 
mit Moderation durch das Ministerium sind auf der Grundlage des wissenschaftlich 
fundierten und erprobten bedarfsbezogenen Personalbemessungssystems für die 
stationäre Altenhilfe Empfehlungen zur Umsetzung und Finanzierung zu erarbeiten, 
die dann durch den Gesetzgeber entsprechend im SGB XI verankert werden. 
 
Zur Umsetzung des beschriebenen Prozesses ist ein entsprechender Auftrag an das 
Bundesgesundheitsministerium im Gesetz zu verankern. 
 
 
§ 114 Qualitätsprüfungen  
 
Gesetzentwurf 
Im Gesetzentwurf bleibt dieser Paragraf größtenteils unberührt, bis auf wenige redak-
tionelle Änderungen sowie die Streichung des Absatzes 4 zu den gleichwertigen Prü-
fungen und die Abschaffung der Kostenpflicht für Wiederholungsprüfungen. 
 
Neu ist, dass die Prüfung der Abrechnung der Leistungen im Rahmen der Regelprü-
fung nach dem neuen § 114 Absatz 2 Satz 6 nicht mehr als Kann-Regelung, sondern 
als Verpflichtung des MDK bzw. des Prüfdienstes der PKV ausgestaltet ist. 
 
Bewertung 
Die BAGFW begrüßt die Abschaffung der Kosten für die Wiederholungsprüfungen Die 
Abschaffung der gleichwertigen Prüfungen kann vor dem Hintergrund des neu einzu-
führenden indikatorengestützten Verfahrens, dass das interne Qualitätsmanagement 
mit der externen Qualitätsprüfung und vergleichende Qualitätsdarstellung nachvoll-
zogen werden. Allerdings sei angemerkt, dass dieses System für die stationäre Pflege 
erst zum 31. März 2017 und für die ambulante Pflege zum 31. März 2018 umgesetzt 
werden soll. Für die Übergangszeit gelten die Pflege-Transparenzvereinbarungen 
sowie das bisherige Prüfsystem jedoch weiter. Solange sollen auch die Regelungen 
zu gleichwertigen Prüfungen weitergelten. 
 
Des Weiteren wird der § 114 dem in den §§ 113 und 113b beschriebenen, neuen 
indikatorengestützten Verfahren nicht mehr gerecht. Im Gesetzentwurf findet sich 
keine Anpassung des neuen Prüfgeschehens. Dies betrifft sowohl die künftigen ex-
ternen Plausibilitätskontrollen als auch die Frage notwendiger Neujustierungen der 
weiteren Prüfarten. Die bisherigen Konzepte der Regel- und Wiederholungsprüfung 
werden dem neuen Modell nicht mehr gerecht und sind entsprechend anzupassen 
bzw. neu zu konzeptionieren. Gleiches gilt für den Prüfauftrag für die Medizinischen 
Dienste und die Prüfdienste der PKV. In einem System der regelmäßigen Vollerhe-
bung von Qualitätsdaten, im Rahmen des internen Qualitätsmanagement bei allen 
Bewohnerinnen und Bewohnern zu gesundheitsbezogenen Indikatoren der Ergeb-
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nisqualität, würde das bisherige System der Regelprüfung durch jährliche Überprü-
fungen des MDK bzw. anderer akkreditierter Prüfinstitutionen zur korrekten Daten-
erhebung der gesundheitsbezogenen Indikatoren angepasst und um die korrekte 
Anwendung der Verfahrensregelungen sowie die Übereinstimmung der mit dem 
Pflegezustand der Bewohnerinnen und Bewohner ergänzt werden müssen. Bei Un-
stimmigkeiten in der Datenerhebung würde ein Klärungsprozess eingeleitet, bei dem 
die Fehlerquellen und -ursachen herausgefunden und beseitigt werden sollen. Auf 
dieser Grundlage sind die Daten durch korrekte Daten zu bereinigen und zu aktuali-
sieren. Im Falle bewusster fehlerhafter Angaben kann eine Sanktionskaskade in 
Gang gesetzt werden, bis hin zur Kündigung der Versorgungsverträge nach § 74 
SGB XI.  
 
Einzig die Anlassprüfung aufgrund von Beschwerden ist vor dem neu geregelten Hin-
tergrund in der bestehenden Form weiterhin sinnvoll. Allerdings wäre auch hier eine 
Anpassung sinnvoll. Künftig sollte tatsächlich nur noch der Anlass geprüft werden 
und nicht mehr eine komplette Regelprüfung durchgeführt werden.  
  
Zum Anderen ist im Gesetzentwurf keine präzisierende Aussage zur Prüfung der 
Struktur- und der Prozessqualität enthalten. Vielmehr soll es dabei bleiben, dass sich 
der Prüfauftrag auf die Struktur- und die Prozessqualität nach § 114 Absatz 1 Satz 4 
SGB XI erstrecken kann - mithin also ein Ermessen der Landesverbände der Pflege-
kassen besteht. Wenn eine Einrichtung bei der vergleichenden Betrachtung eine 
Qualität im durchschnittlichen Referenzbereich erzielt, kann der Umfang der Prüfung 
insoweit reduziert werden, als im Regelfall die Überprüfung der Prozessqualität ent-
fallen kann. In atypischen Fällen sowie immer dann, wenn die Ergebnisqualität bei 
vergleichender Betrachtung unterdurchschnittlich ist, bleibt es danach bei einer, dann 
angepassten, Prüfung nach § 114 Absatz 1 Satz 4 SGB XI. 
 
Abschließend merken wir an, dass es Ziel einer Regelprüfung ist, die Qualität der 
Leistungen einer Einrichtung zu prüfen. Dabei kann es erforderlich sein, auch die Ab-
rechnungen der erbrachten Leistungen zu kontrollieren, sofern Anhaltspunkte beste-
hen, dass Leistungen nicht erbracht wurden. Es kann jedoch nicht Ziel einer 
Qualitätsprüfung sein, regelhaft Abrechnungsunterlagen zu prüfen. Das in der Geset-
zesbegründung angeführte Schutzinteresse der Pflegebedürftigen und der Solidar-
gemeinschaft der Versicherten erachten wir an dieser Stelle für kein stichhaltiges 
Argument. Die Kann-Regelung des alten § 114 Absatz 2 Satz 6 ist wieder herzustel-
len. 
 
Lösungsvorschlag 
Die gleichwertigen Prüfungen nach Absatz 4 sind als Übergangsregelungen bis zum 
Erlöschen der jeweiligen Pflege-Transparenzvereinbarungen beizubehalten. 
 
Die Aufträge an die Prüfdienste sowie die Prüfarten sind auf Basis des in den § 113 
und 113b beschriebenen neuen indikatorengestützten Verfahrens zur Qualitätsprü-
fung und Veröffentlichung entsprechend anzupassen und zu erweitern. Die Überprü-
fung erfolgt nach der in den Vereinbarungen nach § 113 Absatz 1a SGB XI 
festgelegten Stichprobe. Ergeben sich aus dieser Überprüfung Unstimmigkeiten, sind 
diese zunächst im Rahmen eines § 24 SGB X entsprechenden Anhörungsverfahrens 
zu überprüfen. Bestehen Anhaltspunkte für eine fehlerhafte Anwendung der Verein-
barungen nach § 113 Absatz 1a SGB XI durch die Einrichtung auch nach der Anhö-
rung fort, so wäre gemäß Absatz 4 (Anlassprüfung) eine entsprechende externe 
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Vollüberprüfung der Ergebnisqualität durchzuführen. Dies regeln die Sätze 1 – 3 des 
von der BAGFW vorgeschlagenen § 114 Absatz 2a. Darüber hinaus ist ein vorsätzli-
cher Verstoß der Einrichtungen gegen die Vereinbarungen nach § 113 Absatz 1a zur 
Datenerhebung, Auswertung und Bewertung der Daten mit dem Ziel der Verfäl-
schung mit der Beendigung des Versorgungsvertrages zu ahnden. Hierzu bedarf es 
der Anpassung in § 74 (konkrete Vorschläge macht die BAGFW hierzu im Gesetz-
entwurf im Anhang zur Stellungnahme). 
 
Weiter schlagen wir vor nach Absatz 2 Absatz 2a wie folgt einzufügen: 
 
„(2a) Ab Inkrafttreten der Qualitätsdarstellungsvereinbarung nach § 115 Absatz 1a 
Satz 2 für den stationären Bereich auf der Grundlage des indikatorengestützten Ver-
fahrens zur vergleichenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualität nach § 
113 Absatz 1a Satz 1 ist im Rahmen der Regelprüfung zu prüfen, ob die Einrichtung 
die Indikatoren richtig angewendet und die nach § 113 Absatz 1a Satz 2 getroffenen 
Vereinbarungen über die Datenerhebung, Auswertung und Bewertung der Daten 
eingehalten hat (Plausibilitätsprüfung). Soweit sich bei der Prüfung Anhaltspunkte für 
eine Abweichung von diesen Vereinbarungen ergeben, hören die Landesverbände 
der Pflegekassen die Einrichtung zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts mit an-
gemessener Frist zur Stellungnahme an. Bestehen die Anhaltspunkte für eine Ab-
weichung von diesen Vereinbarungen auch nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens fort, erfolgt eine vollständige Prüfung mit dem Schwerpunkt der 
Ergebnisqualität; Absatz 4 gilt entsprechend. Ergibt sich aus der Qualitätsdarstellung 
der Einrichtung auf der Grundlage des indikatorengestützten Verfahrens zur verglei-
chenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualität nach § 113 Absatz 1a Satz 
1 eine im Vergleich mindestens Ergebnisqualität im durchschnittlichen Referenzbe-
reich, soll von der Prüfung der Prozessqualität (Absatz 2 Satz 4) abgesehen werden.“ 
 
In § 74, Kündigung von Versorgungsverträgen, ist Satz 2 wie folgt zu ergänzen:  
 
„…oder die Einrichtung die § 113 Absatz 1a Satz 2 getroffenen Vereinbarungen über 
die Datenerhebung, Auswertung und Bewertung der Daten vorsätzlich mit dem Ziel 
nicht eingehalten hat, die Qualitätsdarstellung zu verfälschen.“ 
 
Im Gesetzentwurf der BAGFW zum Qualitätsausschuss im Anhang der Stellungnah-
me sind weitere, konkrete Vorschläge, auch zur notwendigen Anpassung des § 114 
an die Einführung eines indikatorengestützen Systems zur Qualitätsdarstellung und -
veröffentlichung in der stationären Pflege. 
 
 
§ 114a Durchführung der Qualitätsprüfungen 
 
Gesetzentwurf 
Dieser Paragraf bleibt im Wesentlichen unverändert. Lediglich in Absatz 7 erfolgt eine 
Anpassung bzgl. der Qualitäts-Prüfungsrichtlinien hinsichtlich der neuen Prüfgrundla-
gen entsprechend der §§ 113 und 113b. 
 
Bewertung 
Auf Grund der in § 113 und der Anlage 2 beschriebenen Änderungen im Prüfgesche-
hen sind in §114a Absatz 1 Satz 2 und 3 ebenfalls Anpassungen notwendig. Die Ver-
zahnung der internen mit der externen Qualitätssicherung der strukturierten 



 

65 
 

Qualitätserfassung nach dem Modell der indikatorengestützten Ergebnisqualität findet 
in Form einer Vollerhebung in den Pflegeeinrichtungen statt. Zur Verzahnung mit der 
externen Qualitätssicherung erfolgt die Datenauswertung und -evaluation in einem 
unabhängigen Institut, dem die Daten in anonymisierter Form (unter Wahrung des 
Datenschutzes) übermittelt werden. Der nächste Schritt ist die Plausibilitätsprüfung 
unter den Vorgaben der Landesverbände der Pflegekassen. Da die Plausibilitätsprü-
fung die Richtigkeit der von den Einrichtungen erhobenen Daten retrospektiv prüft, 
muss diese an angekündigten Terminen erfolgen. 
 
In der Neufassung von Absatz 7 ist zu begrüßen, dass bereits bis Oktober 2017 – für 
stationäre Pflegeeinrichtungen – und bis Oktober 2018 – für ambulante Pflegeeinrich-
tungen – die Richtlinien zur Prüfung der erbrachten Leistungen und deren Qualität in 
den benannten Pflegeeinrichtungen zu konkretisieren sind. Die Verbände der BAGFW 
begrüßen besonders die Klarstellung, dass Qualitätsprüfungs- Richtlinien das Verfah-
ren, nicht aber die Inhalte der Qualitätsprüfungen regeln sollen. Die Verwendung des 
Begriffs „berücksichtigen“ in Satz 2 impliziert die Möglichkeit der Abweichung von den 
Normsetzungen nach § 113 SGB XI. Tatsächlich sind diese aber zwingend zu beach-
ten. 
 

Bis zum Vorliegen eines Instrumentes für die Erhebung von indikatorengestützter 
Ergebnisqualität in der häuslichen Pflege wird mehr Zeit erforderlich sein, als in § 
113b Absatz 4 Nummer 3 vorgesehen ist.  
 
Vor dem Hintergrund der Bewertung zu § 114 fehlen hier weitere Konkretisierungen 
zu den verschiedenen neuen Prüfarten und -aufträgen. Außerdem wird die Konstruk-
tion einer einseitigen Richtlinie des GKV-Spitzenverbands vor dem konzeptionellen 
Hintergrund einer zukünftigen Verzahnung von internem Qualitätsmanagement, ex-
terner Prüfung und Qualitätsdarstellung nicht mehr gerecht. 
 
Nach § 114a Absatz 1 sind Qualitätsprüfungen in ambulanten Pflegeeinrichtungen 
am Tag zuvor anzukündigen. In der Praxis gibt es hier eine Vielzahl an Interpretati-
onsproblemen. Um diese zu vermeiden ist klarzustellen, dass wenn eine Prüfung 
nach einem Feiertag oder nach dem Wochenende erfolgt, die Ankündigung einen 
Werktag zuvor beim Dienst vorliegen muss. Dabei darf der Samstag an dieser Stel-
le nicht als Werktag gezählt werden. 
 
Lösungsvorschlag 
Hinsichtlich der Umsetzung eines indikatorengestützten Verfahrens nach den §§ 113 
und 113b sind weitere Konkretisierungen in Absatz 7 hinsichtlich der verschiedenen 
Prüfaufträge und -arten sowie ggf. weitere notwendige Anpassungen vorzunehmen. 
Aufgrund der zukünftigen engen konzeptionellen Verzahnungen von internem Quali-
tätsmanagement, externer Prüfung und Qualitätsdarstellung sind die Qualitätsprü-
fungs-Richtlinien in die gemeinsamen Regelungskompetenzen der Vertragsparteien 
nach § 113 aufzunehmen. 
 
In Absatz 7 Satz 2 ist das Wort „berücksichtigen“ zu streichen und durch das Wort 
„maßgeblich“ zu ersetzen. 
 
Bzgl. der Anmeldung der Prüfungen in der ambulanten Pflege fordert die BAGFW 
eine gesetzliche Klarstellung, dass „am Tag zuvor“ bedeutet, dass ein rechtzeitiger 
Eingang der Ankündigung einer Prüfung in der Zeit von Montag bis Freitag sicherge-
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stellt sein muss. Eine an einem Montag geplante Prüfung muss daher bis spätestens 
Freitagmittag avisiert sein, entsprechend ist bei Prüfungen unmittelbar nach Feierta-
gen zu verfahren. 
 
Im Gesetzentwurf der BAGFW zum Qualitätsausschuss im Anhang der Stellungnah-
me sind weitere, konkrete Vorschläge, auch zur notwendigen Anpassung des § 114 
an die Einführung eines indikatorengestützen Systems zur Qualitätsdarstellung und -
veröffentlichung in der stationären Pflege. 
 
 
§ 115 Ergebnisse von Qualitätsprüfungen, Qualitätsdarstellung  
Absatz 1a 
 
Gesetzentwurf 
In § 115 werden vor allem redaktionelle Anpassungen an Änderungen vorangegan-
gener Paragrafen vorgenommen sowie insbesondere der Absatz 1a neu gefasst und 
im Titel die Qualitätsdarstellung in Ergänzung zu den Ergebnissen von Qualitätsprü-
fungen aufgenommen. Die Änderungen in Absatz 1a beziehen sich in der Darstellung 
der Qualität und der Qualitätsberichterstattung auf § 114a Absatz 7 sowie den ent-
sprechenden Neuregelungen in den §§ 113 und 113b.  
 
Für die Übergangszeit bis zur Umsetzung des neuen Systems der Qualitätsprüfung 
und -darstellung gelten die bisherigen Pflege-Transparenzvereinbarungen weiter. 
 
Bewertung 
Die BAGFW begrüßt es, dass die Qualitätsberichterstattung auf der Basis indikato-
rengestützter Ergebnisdarstellung nach § 113b Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 4 auf 
der Grundlage der Maßstäbe und Grundsätze, erfolgt und somit der Fokus auf den 
Pflegebedürftigen und die Einflussnahme der Pflegeeinrichtung gerichtet wird. Zusätz-
lich trägt dieser Schritt zu einer Entbürokratisierung und wirtschaftlichen sowie ange-
messenen Pflegedokumentation bei. 
 
Die indikatorengestützte Qualitätssicherung und Qualitätsberichterstattung erfolgt auf 
der Basis der Vollerhebung in regelmäßigen Abständen mit Plausibilitätsprüfung im 
Rahmen der veränderten Regelprüfungen (exte rne Prüfung)  durch eine externe 
unabhängige Stelle, z. B. den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder 
den Prüfdienst des Verbandes der privaten Krankenversicherungen e. V. Das Verfah-
ren der Qualitätsprüfungen wird nach § 114a Absatz 7 Satz 1 in den Richtlinien über 
die Durchführung der Prüfung in den Pflegeeinrichtungen erbrachten Leistungen und 
deren Qualität geregelt. Die QPR nach § 114a Absatz 7 Satz 1 dient der verfahrens-
rechtlichen Konkretisierung und nicht der Bestimmung der Inhalte der Prüfung. Die 
Vereinbarung nach § 115 Absatz 1a bestimmt das Verfahren der Veröffentlichung 
und nicht das Verfahren der Qualitätsprüfung. Daher ist es konsequent, dass § 114a 
Absatz 7 Satz 4 im PSG II bestimmt, dass die QPR und die Vereinbarungen nach § 
115 Absatz 1a gleichzeitig in Kraft treten. 
 
Zur Klarstellung der Art der Prüfung durch die medizinischen Dienste der Kranken-
kassen und der Prüfdienste des Verbandes der privaten Krankenversicherung e.V. 
sollte in die Änderungen der Begriff der Plausibilitätsprüfung aufgenommen werden. 
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Für die Übergangszeit bis zur Umsetzung des neuen Systems der Qualitätsprüfung 
und -darstellung enthält der Gesetzentwurf keine Übergangsregeln, die auf die größ-
ten Kritikpunkte bzgl. der Transparenzvereinbarungen, vor allem die Verrechnung der 
Qualitätsbereiche untereinander (Stichwort Wohn- versus Pflegequalität) in der Ge-
samtnote, Rücksicht nehmen. 
 
Lösungsvorschlag 
Die BAGFW schlägt vor, in § 115 Absatz 1a Satz 2 die Worte „…und der Richtlinie zur 
Durchführung der Prüfung der in Pflegeeinrichtungen erbrachten Leistungen und de-
ren Qualität nach § 114a Absatz 7…“ zu streichen. 
 
Für die Übergangsphase der Qualitätsdarstellung ist bei der bestehenden Qualitäts-
darstellung, bis die Vereinbarungen der Qualitätsdarstellungsvereinbarung auf Basis 
von indikatorengestützter Ergebnisqualität in Kraft treten, die Veröffentlichung der 
Gesamtnote auszusetzen.  
 

Hinsichtlich der Umsetzung eines indikatorengestützten Systems der Qualitätsprüfung 
und -darstellung in § 113 und § 113b Absatz 4 sind die dort beschriebenen Änderun-
gen der Prüfinhalte, des Prüfgeschehens und der angepassten Bewertungssystema-
tik in der Darstellung der Qualität nach Auffassung der BAGFW gesetzessystematisch 
nicht in den Ausführungen zur Struktur des Qualitätsausschusses nach § 113b zu 
regeln, sondern in Absatz 1a auszuführen und weiter zu konkretisieren. 
 
Im Gesetzentwurf der BAGFW zum Qualitätsausschuss im Anhang der Stellungnah-
me finden sich weitere, konkrete Vorschläge, auch zur notwendigen Anpassung des 
§ 115 Absatz 1a an die Einführung eines indikatorengestützen Systems zur Quali-
tätsdarstellung und -veröffentlichung in der stationären Pflege. 
 
 
§ 115 Absatz 1b 
 
Gesetzentwurf 
Keine Änderungen 
 
Bewertung 
Die medizinische Versorgung stellt ein generelles Problem für pflegebedürftige Men-
schen dar, die aufgrund eingeschränkter Mobilität auf Hausbesuche von Ärzten an-
gewiesen sind. Dies gilt unabhängig davon, ob sie in ihrer eigenen Wohnung oder in 
einer stationären Pflegeeinrichtung leben. Da vielerorts die Bereitschaft der Ärzte zu 
Hausbesuchen sinkt, verschlechtert sich entsprechend die medizinische Versorgung 
der Pflegebedürftigen in stationären Pflegeeinrichtungen, aber auch in der eigenen 
Häuslichkeit. 
 
Die BAGFW fordert den Gesetzgeber auf, die Ursachen für die gesundheitliche Un-
terversorgung pflegebedürftiger Menschen anzugehen: Die Erfüllung des vertrags-
ärztlichen Sicherstellungsauftrags ist in § 75 SGB V geregelt. Die Einhaltung dieses 
Sicherstellungsauftrags auch bei pflegebedürftigen Menschen liegt bei den Kassen-
ärztlichen und Kassenzahnärztlichen (Bundes-) Vereinigungen und ist verbindlich. 
 
Für ungeeignet erachten wir die Informationspflicht über die Versorgung mit Arznei-
mitteln. Nach § 12a ApoG sind Verträge zwischen Apotheken und vollstationären 
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Pflegeeinrichtungen verpflichtend vorgeschrieben, wenn eine Apotheke eine vollsta-
tionäre Pflegeeinrichtung mit Arzneimitteln versorgen will. Im Übrigen besteht Wahl-
freiheit des Bewohners, seine Medikamente in der Apotheke seiner Wahl zu 
beziehen. Die Versorgung mit Arzneimitteln ist somit gewährleistet. In diesem Be-
reich bestehen keine Probleme der Unterversorgung, die durch Qualitätsprüfungen 
und -berichterstattung verbessert werden könnten. 
 
Zusammenfassend werden die Regelungen in § 114 Absatz 1 und § 115 Absatz 1b 
als ungeeignet zur Erreichung des Ziels einer Verbesserung der medizinischen Ver-
sorgung pflegebedürftiger Menschen in stationären Pflegeeinrichtungen angesehen. 
 
Lösung 
Es wird vorgeschlagen, dass der Gesetzgeber anstelle der Regelungen im SGB XI 
entsprechende Regelungen zur Gewährleistung des Sicherstellungsauftrags durch 
die Kassenärztlichen Vereinigungen im SGB V erlässt und die in § 114 Absatz 1 Satz 
5 bis 7 sowie § 115 Absatz 1b beschriebenen Regelungen streicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berlin, 25.09.2015 
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118 i.d.F dieses Entwurfs gegenüber dem heutigen Zustand weitergehende Mitwirkungsrechte 

eingeräumt. 

Mit einem wissenschaftlichen Institut (s. § 118 b) wird die Wissensverdichtung im Ausschuss 

weiter verstärkt, sodass die Legitimation auch dadurch steigt. Ergänzend wird auf das jüngst 

erstellte umfassende Gutachten von Kluth zur Legitimationsstruktur des G-BA (Rechtsgutachten 

zur verfassungsrechtlichen Beurteilung des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) nach § 91 

SGB V, März 2015) verwiesen;https://www.g-ba.de/downloads/17-98-3899/Rechtsgutachten_G-

BA_Kluth_2015-04-13.pdf. Dort ist ausführlich dargelegt, dass und weshalb bei aller Kritik am 

Gemeinsamen Bundesausschusses die Legitimationsstruktur der Richtlinien gegenüber den 

Versicherten selbst dort ausreichend ist. 

Die Regelungen zur Berufung des Vorsitzenden in Abs. 3 sind in weiten Teilen § 91 Abs. 2 SGB V 

entlehnt. Die in § 91 Abs. 2 SGB V zur Erhöhung der personellen Legitimation noch 

weitergehenden Verfahrensregelungen (das Bundesministerium für Gesundheit übermittelt 

danach die Vorschläge an den Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages, der einem 

Vorschlag nach nichtöffentlicher Anhörung der jeweils vorgeschlagenen Person innerhalb von 

sechs Wochen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder durch Beschluss 

widersprechen kann) sind jedoch wegen der weiter geringeren Konzentration von 

Entscheidungsmacht im Pflegequalitätsausschuss nicht erforderlich. 

Die Finanzierungsstruktur, wie sie in Abs. 5 vorgeschlagen wird, besteht bereits heute zu den 

Expertenstandards (§ 113a Abs. 3 SGB XI). § 113a Abs. 3 SGB XI in der bisherigen Fassung ist auf 

die Finanzierungsstruktur insgesamt übertragbar. In diesem Zusammenhang ist auch die 

Ergänzung des § 8 Abs. 3 zu sehen. Wenn ein unabhängiges vom Pflegequalitätsausschuss 

betriebenes Institut zur Bündelung des Sachverstandes und Expertenwissens nach § 118 b 

existiert, können heute in § 8 Abs. 3 für die Einholung wissenschaftlicher Expertise vorgesehenen 

Mittel aus dem Ausgleichsfond auch für die Beauftragung des Instituts eingesetzt werden. 

Die Regelungen zur Geschäftsordnung nach Abs. 6 folgen dem Modell des § 91 Abs. 4 SGB V. Dies 

gilt sowohl für die Inhalte der Geschäftsordnung als auch für die Ersatzvornahme durch das BMG. 

Die Anerkennung der Organisationen nach § 118 muss allerdings weiterhin durch den 

Gesetzgeber respektive den Verordnungsgeber getroffen werden und kann nicht an den 

Pflegequalitätsausschuss delegiert werden.  

Bereits heute enthält die Regelungen nach § 113 Abs. 1 Satz 3 SGB XI eine 

Allgemeinverbindlicherklärung. Die Erfüllung eingeführter Expertenstandards ist Voraussetzung 

für den Abschluss und die Aufrechterhalten des Versorgungsvertrages gem. § 72 SGB XI. Das 

Modell der Allgemeinverbindlicherklärung wird gem. Abs. 7 auf alle Beschlüsse des 

Pflegequalitätsausschusses erstreckt; dies entspricht dem Modell des § 91 Abs. 6 SGB V. Anders 

als in § 91 Abs. 6 SGB V ist jedoch keine Erstreckung der Verbindlichkeit für die Versicherten 

erforderlich. 

Nach den bisherigen Regelungen des SGB XI gilt die Anpassungspflicht an den medizinisch-

pflegefachlichen Fortschritt universell für alle Normsetzungsverträge. Da die 

Normsetzungskompetenz durch Vertrag in eine generelle Richtlinienkompetenz für alle 

untergesetzlichen Normen nach dem Elften Kapitel ersetzt wird, kann die Anpassungspflicht 

gleichsam vor die Klammer gezogen werden, wie dies hier durch Abs. 8 geschieht. 

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-3899/Rechtsgutachten_G-BA_Kluth_2015-04-13.pdf
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-3899/Rechtsgutachten_G-BA_Kluth_2015-04-13.pdf
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2In den Richtlinien nach Satz 1 Nummer 4 sind die datenschutzrechlichen Bestimmungen zu 

beachten.   

 
 

(3) 1Die Richtlinien für die stationäre Pflege sind bis zum 30. Juni 2017, die Richtlinien für die 

ambulante Pflege bis zum 30. Juni 2018 zu beschließen.  2Bestehende Vereinbarungen nach § 

113 Abs. 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung  des Art. 1 des Gesetzes zur 

Neuausrichtung der Pflegeversicherung vom 23. Oktober 2012 gelten bis zum Inkrafttreten 

der Richtlinien fort.“ 

 

Begründung:  

 

§ 113 kann nach dem hier vertretenen Modell erheblich gekürzt und übersichtlicher gestaltet 

werden. Sämtliche Beteiligungsregelungen sind in § 118 n.F. und § 118a abgebildet. Abs. 3 

gewährleistet im Übrigen die Fortgeltung der bisher durch die Schiedsstelle gem. § 113b 

festgesetzten MuG für die ambulante Pflege und für die vollstationäre Dauerpflege. Zur 

Klarstellung sei vermerkt, dass die Formulierung in Abs. 1 Satz 1 nicht verbietet, für die 

teilstationäre Pflege, die Kurzzeitpflege und die vollstationäre Dauerpflege unterschiedliche 

Richtlinien zu schaffen. 

 

Abs. 2 Satz 1 Nummer 4 entspricht im Wesentlichen § 113 Abs. 1a Satz 2 in der Fassung des 

Kabinettsentwurfs des PSG II. Da die Darstellung der Ergebnisqualität auf der Grundlage des 

indikatorengestützten Verfahrens grundsätzlich auf einer internen Vollerhebung erfolgen wird, 

kann jedoch nicht die Erhebung sämtlicher Daten kontrolliert werden. Zweck der Kontrolle ist die 

Überprüfung, ob die Einrichtung die Indikatoren und die zu vereinbarenden Grundsätze der 

Datenerhebung und der Auswertung richtig angewendet hat, also eine Prüfung der Plausibilität. 

Wie dies auch sonst bei Qualitätsprüfungen der Fall ist, kann dies, wenn kein ausufernder 

Verwaltungsaufwand entstehen soll, z.B. mittels einer repräsentativen Stichprobe geprüft 

werden. Die Festlegung der Instrumente zur Prüfung der Plausibilität soll Gegenstand der 

Richtlinien sein. 

 

9. § 113a wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 113a Expertenstandards zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität in der Pflege 

 

(1) 1Der Pflegequalitätsausschuss nach § 112a stellt die Entwicklung und Aktualisierung 

wissenschaftlich fundierter und fachlich abgestimmter Expertenstandards zur Sicherung und 

Weiterentwicklung der Qualität in der Pflege sicher. 2Expertenstandards tragen für ihren 

Themenbereich zur Konkretisierung des allgemein anerkannten Standes der medizinisch-

pflegerischen Erkenntnisse bei. 3Ein Expertenstandard wird durch Einführungsbeschluss des 

Pflegequalitätsausschusses unmittelbar verbindlich im Sinne des § 72 Absatz 3 Satz 1 Nr. 4. 
4Der Pflegequalitätsausschuss unterstützt die Einführung der Expertenstandards in die Praxis. 

 

(2) 1Der Pflegequalitätsausschuss stellt die methodische und pflegefachliche Qualität des 

Verfahrens der Entwicklung und Aktualisierung von Expertenstandards und die Transparenz 

des Verfahrens sicher. 2Die Anforderungen an die Entwicklung von Expertenstandards sind in 



10 
 

einer vom Pflegequalitätsausschuss zu beschließenden Verfahrensordnung zu regeln. 3In der 

Verfahrensordnung ist das Vorgehen auf anerkannter methodischer Grundlage, insbesondere 

die wissenschaftliche Fundierung und Unabhängigkeit, die Schrittfolge der Entwicklung, der 

fachlichen Abstimmung, der Praxiserprobung und der modellhaften Umsetzung eines 

Expertenstandards sowie die Transparenz des Verfahrens festzulegen. 4Die 

Verfahrensordnung ist durch das Bundesministerium für Gesundheit im Benehmen mit dem 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu genehmigen. 5Kommt ein 

Beschluss über eine Verfahrensordnung bis zum __________________ nicht zustande, wird 

sie durch das Bundesministerium für Gesundheit im Benehmen mit dem Bundesministerium 

für Familie, Senioren, Frauen und Jugend festgelegt. 

(3) Die Expertenstandards sind im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Sie sind für alle 

Pflegekassen und deren Verbände sowie für die zugelassenen Pflegeeinrichtungen 

unmittelbar verbindlich. Die Vertragsparteien untereinander unterstützendie Einführung der 

Expertenstandards in die Praxis. 

 

Begründung: 

 

Die Regelungskompetenz der Gemeinsamen Selbstverwaltung durch Vereinbarung wird in die 

Kompetenz des Pflegequalitätsausschusses überführt. Die Beteiligungsrechte dritter 

Organisationen sind in § 118 n.F. und § 118 a abgebildet. Im Übrigen bleibt die bisherige 

Regelung inhaltlich unverändert. Die Regelung zu § 113 a Abs. 4 ist jedoch dann überflüssig, 

wenn sie wie hier in § 112a Abs. 5 aufgeht. 

 

10. § 114 erhält folgende Fassung: 
 
(1) 1Zur Durchführung einer Qualitätsprüfung erteilen die Landesverbände der Pflegekassen dem 

Medizinischen Dienst der Krankenversicherung, dem Prüfdienst des Verbandes der privaten 
Krankenversicherung e. V. im Umfang von 10 Prozent der in einem Jahr anfallenden Prüfaufträge 
oder den von ihnen bestellten Sachverständigen einen Prüfauftrag. 2Der Prüfauftrag enthält 
Angaben zur Prüfart, zum Prüfgegenstand und zum Prüfumfang. 3Die Prüfung erfolgt als 
Regelprüfung, Anlassprüfung oder Wiederholungsprüfung. 4Die Pflegeeinrichtungen haben die 
ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen zu ermöglichen.  

 
(2) 1Die Landesverbände der Pflegekassen veranlassen in zugelassenen Pflegeeinrichtungen bis zum 

31. Dezember 2010 mindestens einmal und ab dem Jahre 2011 regelmäßig im Abstand von 
höchstens einem Jahr eine Prüfung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung, den 
Prüfdienst des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V. oder durch von ihnen bestellte 
Sachverständige (Regelprüfung). 2Zu prüfen ist, ob die Qualitätsanforderungen nach diesem Buch, 
Richtlinien des Pflegequalitätsausschusses und den  nach diesem Buch abgeschlossenen 
vertraglichen Vereinbarungen erfüllt sind. 3Die Regelprüfung erfasst insbesondere wesentliche 
Aspekte des Pflegezustandes und die Wirksamkeit der Pflege- und Betreuungsmaßnahmen 
(Ergebnisqualität).  4Sie kann auch auf die unmittelbaren Rahmenbedingungen der 
Leistungserbringung (Strukturqualität) erstreckt werden. 5Der Ablauf, die Durchführung und die 
Evaluation der Leistungserbringung (Prozessqualität) ist nur Gegenstand der Regelprüfung, 
soweit dies in Absatz 2a bestimmt ist.  6Die Regelprüfung bezieht sich auf die Qualität der 
allgemeinen Pflegeleistungen, der medizinischen Behandlungspflege, der sozialen Betreuung 
einschließlich der zusätzlichen Betreuung und Aktivierung im Sinne des § 87b, der Leistungen bei 
Unterkunft und Verpflegung (§ 87), der Zusatzleistungen (§ 88) und der nach § 37 des Fünften 
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Buches erbrachten Leistungen der häuslichen Krankenpflege. 6Sie umfasst auch die Abrechnung 
der genannten Leistungen. 7Zu prüfen ist auch, ob die Versorgung der Pflegebedürftigen den 
Empfehlungen der Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention nach § 23 
Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes entspricht. 

 
(2a) 1Ab Inkrafttreten der Qualitätsdarstellungsvereinbarung nach § 115 Absatz 1a Satz 2 für den 

stationären Bereich auf der Grundlage des indikatorengestützten Verfahrens zur vergleichenden 
Messung und Darstellung von Ergebnisqualität nach § 113 Absatz 1a Satz 1 ist im Rahmen der 
Regelprüfung auch eine Plausibilitätsprüfung darauf durchzuführen, ob  die Einrichtung die 
Indikatoren richtig angewendet und die nach § 113 beschlossenen Richtlinien über die 
Datenerhebung, Auswertung und Bewertung der Daten eingehalten hat 2Soweit sich bei der 
Prüfung Anhaltspunkte für eine Abweichung von den Richtlinien nach § 113 ergeben, hören die 
Landesverbände der Pflegekassen  die Einrichtung zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts mit 
angemessener Frist zur Stellungnahme an. 3Bestehen die Anhaltspunkte für eine Abweichung 
auch nach Abschluss des Anhörungsverfahrens fort,  erfolgt für die Bereiche, in denen 
abgewichen wurde, eine vollständige Prüfung der Ergebnisqualität; ; Absatz 4 gilt entsprechend. 
Eine Prüfung der Prozessqualität im Rahmen der Regelprüfung erfolgt nur für die Bereiche, für 
die keine Indkatoren festgelegt sind oder die Ergebnisqualität unter dem Durchschnitt liegt.  

 
(3) Die Landesverbände der Pflegekassen haben im Rahmen der Zusammenarbeit mit den nach 

heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden (§ 117) vor einer Regelprüfung 
insbesondere zu erfragen, ob Qualitätsanforderungen nach diesem Buch und den auf seiner 
Grundlage abgeschlossenen vertraglichen Vereinbarungen in einer Prüfung der nach 
heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörde oder in einem nach Landesrecht 
durchgeführten Prüfverfahren berücksichtigt worden sind. Hierzu können auch Vereinbarungen 
auf Landesebene zwischen den Landesverbänden der Pflegekassen und den nach heimrechtlichen 
Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden sowie den für weitere Prüfverfahren zuständigen 
Aufsichtsbehörden getroffen werden. Um Doppelprüfungen zu vermeiden, haben die 
Landesverbände der Pflegekassen den Prüfumfang der Regelprüfung in angemessener Weise zu 
verringern, wenn 
 
1. die Prüfungen nicht länger als neun Monate zurückliegen, 
2. die Prüfergebnisse nach pflegefachlichen Kriterien den Ergebnissen einer Regelprüfung 
gleichwertig sind und 
3. die Veröffentlichung der von den Pflegeeinrichtungen erbrachten Leistungen und deren 
Qualität gemäß § 115 Absatz 1a gewährleistet ist. 
 
Die Pflegeeinrichtung kann verlangen, dass von einer Verringerung der Prüfpflicht abgesehen 
wird. 

 

(4) Bei sachlich begründeten Hinweisen auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen ist 
eine Anlassprüfung durchzuführen. Ergeben sich im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder 
Wiederholungsprüfung solche Hinweise, auf die sich die Prüfung nicht erstreckt, ist die Anlass-, 
Regel- oder Wiederholungsprüfung insgesamt als Anlassprüfung durchzuführen. Zur 
Durchführung dieser Anlassprüfung erteilen die Landesverbände der Pflegekassen dem 
Medizinischen Dienst der Krankenkassen und dem Prüfdienst des Verbands der privaten 
Krankenversicherung e.V. einen neuen Prüfauftrag. Der Prüfauftrag enthält Angaben zur Prüfart, 
zum Prüfgegenstand und zur Prüfumfang. Dabei sind insbesondere die Anhaltspunkte für eine 
nicht fachgerechte Pflege konkret und begründet schriftlich darzulegen. Im Zusammenhang mit 
einer zuvor durchgeführten Regel- oder Anlassprüfung kann von den Landesverbänden der 
Pflegekassen eine Wiederholungsprüfung veranlasst werden, um zu überprüfen, ob die 
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festgestellten Qualitätsmängel durch die nach § 115 Abs. 2 angeordneten Maßnahmen beseitigt 
worden sind“ 
 
Begründung: 
 
Die BAGFW ist der Ansicht, dass Inhalt und Umfang der Qualitätsprüfungen in stationären 
Einrichtungen an die durch § 113 Abs. 1a SGB XI in der Fassung des Kabinettsentwurfs 
geänderten Rahmenbedingungen anzupassen sind. Grundlage der Qualitätsdarstellung ist die 
Datenerhebung durch die Einrichtung selbst im Rahmen ihres internen Qualitätsmanagements. 
Folglich sollte zunächst Gegenstand der Qualitätsprüfung die korrekte Anwendung der 
Richtlinien nach § 113 Abs. 1a SGB XI sein. Die Überprüfung erfolgt nach der in den 
Vereinbarungen nach § 113 Abs. 1a SGB XI festgelegten Stichprobe. Ergeben sich aus dieser 
Überprüfung Unstimmigkeiten, sind diese zunächst im Rahmen eines § 24 SGB X 
entsprechenden Anhörungsverfahrens zu überprüfen. Bestehen die Anhaltspunkte für eine 
fehlerhafte Anwendung der Vereinbarungen nach § 113 Abs. 1a SGB XI durch die Einrichtung 
auch nach der Anhörung fort, gibt dies Anlass für eine Abs. 4 (Anlassprüfung) entsprechende 
externe Vollüberprüfung der Ergebnisqualität. Dies regeln die Sätze 1 – 3 des von der BAGFW 
vorgeschlagenen § 114 Abs. 2a. Darüber hinaus ist der vorsätzlich mit dem Ziel der falschen 
Qualitätsdarstellung erfolgte schwerwiegende Verstoß gegen die Vereinbarungen nach § 113 
Abs. 1a SGB XI nach dem Vorschlag der BAGFW als Grund für die Beendigung des 
Versorgungsvertrages ausgestaltet (s. Änderung zu § 74). 
 
Zum anderen ist im Kabinettsentwurf des PSG II keine präzisierende Aussage zur Prüfung der 
Struktur- und der Prozessqualität enthalten; vielmehr soll es dabei bleiben, dass sich der 
Prüfauftrag auf die Struktur- und die Prozessqualität nach § 114 Abs. 1 Satz 4 SGB XI erstrecken 
kann, also Ermessen der Landesverbände der Pflegekassen besteht. Nach Ansicht der BAGFW 
lässt eine bei der gebotenen vergleichenden Betrachtung mindestens durchschnittliche 
Durchschnittsqualität eine Reduktion der Prüfung insoweit zu, die Überprüfung der 
Prozessqualität entfallen kann. Die Möglichkeit der Überprüfung der Prozessqualität bleibt bei 
einem konkreten Anlass im Rahmen der Anlassprüfung bestehen; sie ist ebenso angezeigt, wenn 
und soweit die Ergebnisse in einem Bereich, für den Indikatoren festgelegt sind, 
unterdurchschnittlich sind. 
 
Gibt es im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung sachlich begründete 
Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen, auf die sich die Prüfung nicht 
erstreckt, ist die Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung als Anlassprüfung durchzuführen. 
Zur Durchführung dieser Anlassprüfung erteilen die Landesverbände der Pflegekassen dem 
Medizinischen Dienst der Krankenkassen und dem Prüfdienst des Verbands der privaten 
Krankenversicherung e.V. einen neuen Prüfauftrag. Der Prüfauftrag enthält Angaben zur Prüfart, 
zum Prüfgegenstand und zur Prüfumfang. Dabei sind insbesondere die Anhaltspunkte für eine 
nicht fachgerechte Pflege konkret und begründet schriftlich darzulegen. 

 

11. § 114a Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

„1Der Pflegequalitätsausschuss nach § 112a  beschließt zur verfahrensrechtlichen Konkretisierung 

und unter Beachtung der Richtlinien nach § 113 auch Richtlinien über die Durchführung der 

Prüfung der in Pflegeeinrichtungen erbrachten Leistungen und deren Qualität nach § 114 sowohl 

für den ambulanten als auch für den stationären Bereich.   2Die Richtlinien für den stationären 

Bereich sind bis zum 31. Oktober 2017, die Richtlinien für den ambulanten Bereich bis zum 31. 

Oktober 2018 zu beschließen. 3Sie treten jeweils gleichzeitig mit der entsprechenden Richtlinie 

über die Qualitätsdarstellung nach § 115 Absatz 1a in Kraft.  



13 
 

Begründung:  

 

Die Regelung bringt eine inhaltliche Veränderung insoweit, als die Kompetenz für die Schaffung 

der QPR in die Richtlinienkompetenz des Pflegequalitätsausschusses überführt wird. Bislang ist 

immer streitig gewesen, ob die QPR aufgrund der Genehmigungspflicht durch das BMG und die 

Einbeziehung der Verbände der Leistungserbringer vor Beschluss der QPR außenwirksames Recht 

geworden sind oder noch Verwaltungsbinnenrecht darstellen. Dieser Streit wird durch die 

Überführung aufgelöst. Streitigkeiten über die Vereinbarkeit der QPR mit den Richtlinien zur 

Veröffentlichung der Prüfberichte bzw. den PTVen und den MuG bzw. nach dem Modell der BAG 

FW mit den entsprechenden Richtlinien des Pflegequalitätsausschusses können vermieden 

werden, wenn auch die Beschlussfassung über die QPR in die Hände derselben normsetzenden 

Körperschaft der Selbstverwaltung gelegt werden. Auf diese Weise ist gewährleistet, dass die 

QPR die weiteren Richtlinien konkretisieren und nicht konterkarieren. Zugleich stellt der Entwurf 

– insoweit in Übereinstimmung mit dem Regierungsentwurf des PSG II – klar, dass Aufgabe der 

Richtlinien nach § 114a Absatz 7 nicht die Beschreibung zusätzlicher Anforderungen an die 

Qualität selbst, sondern des Verfahrens der Qualitätsprüfung ist. 

 

13. § 115 Abs. 1a erhält folgende Fassung: 

 

 

„1Die Landesverbände der Pflegekassen stellen sicher, dass die von Pflegeeinrichtungen 

erbrachten Leistungen und deren Qualität für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen 

verständlich, übersichtlich und vergleichbar sowohl im Internet als auch in anderer geeigneter 

Form kostenfrei veröffentlicht werden. 2Der Pflegequalitätsausschuss nach § 112a beschließt in 

Richtlinien, wie die vergleichende Messung der Ergebnisqualität zu diesem Zweck dargestellt und 

um welche weitere Informationen die Darstellung ergänzt wird. Die  Richtlinie  umfasst auch die 

Bewertungssystematik  (Qualitätsdarstellungs-Richtlinien). 5Bei Anlassprüfungen nach § 114 

Absatz 4 bilden die Prüfergebnisse aller in die Prüfung einbezogenen Pflegebedürftigen die 

Grundlage für die Bewertung und Darstellung der Qualität. 6Personenbezogene Daten sind zu 

anonymisieren. 7Ergebnisse von Wiederholungsprüfungen sind zeitnah zu berücksichtigen. 8Bei 

der Darstellung der Qualität ist die Art der Prüfung als Anlass-, Regel- oder 

Wiederholungsprüfung kenntlich zu machen. 9Das Datum der letzten Prüfung durch den 

Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder durch den Prüfdienst des Verbandes der 

privaten Krankenversicherung e. V., eine Einordnung des Prüfergebnisses nach einer 

Bewertungssystematik sowie eine Zusammenfassung der Prüfergebnisse sind an gut sichtbarer 

Stelle in jeder Pflegeeinrichtung auszuhängen. 10Die Qualitätsdarstellungs-Richtlinien für den 

stationären Bereich sind bis zum 31. Dezember 2017 und für den ambulanten Bereich bis zum 31. 

Dezember 2018 zu beschließen. 11Sie sind an den medizinisch- pflegefachlichen Fortschritt 

anzupassen. 12Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Pflege-Transparenzvereinbarungen 

(PTV) gelten bis zum Inkrafttreten der jeweiligen Richtlinien mit der Maßgabe fort, dass jeweils 

Anlage 2 Ziffer  2.3. (Gesamtbewertung) keine Anwendung finden.“ 
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Begründung: 

 

In Zukunft soll die Veröffentlichung der Prüfergebnisse nicht mehr auf der Grundlage der jetzt 

geltenden Pflege-Transparenzvereinbarungen erfolgen, sondern nach Maßgabe von Richtlinien, 

die durch den Pflegequalitätsausschuss nach § 112a beschlossen werden. Bis zum Inkrafttreten 

dieser Richtlinien sollen die bei Inkrafttreten des PSG II geltenden Pflege-

Transparenzvereinbarungen fortgelten, allerdings mit der Maßgabe, dass die Gesamtbewertung 

nicht mehr veröffentlicht wird, wie dies zunächst auch im Arbeitsentwurf des PSG II vorgesehen 

war. Die künftige Darstellung der Ergebnisqualität erfolgt dann auf der Grundlage des 

indikatorengestützten Verfahrens zur vergleichenden Messung. Aufgabe der 

Qualitätsdarstellungs-Richtlinien ist es, zu regeln, welche zusätzlichen Informationen neben den 

gewonnenen Ergebnissen der Indikatoren veröffentlicht werden und in welcher Weise und Form 

die Veröffentlichung erfolgen soll. 

 

12. § 117 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Von den Richtlinien nach § 114a Absatz 7, den Pflege-Transparenzvereinbarungen nach § 115 

Absatz 1a Satz 7 und den Richtlinien nach § 115 Absatz 1a Satz 10 kann dabei für die Zwecke und 

die Dauer des Modellvorhabens abgewichen werden. Die Verantwortung der Pflegekassen und 

ihrer Verbände für die inhaltliche Bestimmung, Sicherung und Prüfung der Pflege-, Versorgungs- 

und Betreuungsqualität nach diesem Buch kann durch eine Zusammenarbeit mit den nach 

heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden oder den obersten Landesbehörden 

weder eingeschränkt noch erweitert werden.“ 

 

Begründung: 

 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der Überführung des bisher 

vorgesehenen Vertrages der gemeinsamen Selbstverwaltung in die Richtlinienkompetenz des 

Pflegequalitätsausschusses nach § 112a. 

 

13. § 118 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 118 Beteiligungsrechte von Organisationen pflegebedürftiger und behinderter Menschen  

  

(1) Die auf Bundesebene maßgeblichen Organisationen für die Wahrnehmung der Interessen 

und der Selbsthilfe pflegebedürftiger und behinderter Menschen, die  nach der Verordnung 

nach Abs. 6 anerkannt sind, wirken nach den folgenden Absätzen an den Beschlüssen nach 

diesem Kapitel  mit. 

 

(2) 1Die Organisationen nach Abs. 1 sind an Beschlüssen zu Richtlinien nach § 113 Absatz 1, über 

die Einführung, den Auftrag zur Entwicklung oder die Aktualisierung von Expertenstandards 

nach § 113a Absatz 1, den Richtlinien nach § 114a Abatz 7  sowie  zu Richtlinien nach § 115 

Absatz 1a frühzeitig zu beteiligen. Ihnen ist unter Übermittlung der hierfür erforderlichen 

Informationen innerhalb einer angemessenen Frist vor der Entscheidung Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben; die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen. 2Folgt 
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der Pflegequalitätsausschuss einem im Rahmen der Beteiligung schriftlich vorgebrachten 

Anliegen einer Organisation nach Absatz 1 nicht, sind ihr auf Verlangen die Gründe dafür 

schriftlich mitzuteilen. 

 

(3) 1Die Organisationen nach Absatz 1 erhalten im Pflegequalitätsausschuss nach § 112a ein 

Mitberatungsrecht; die Organisationen benennen hierzu einvernehmlich sachkundige 

Personen. 2Das Mitberatungsrecht beinhaltet auch das Recht zur Anwesenheit bei der 

Beschlussfassung. 3Die Zahl der sachkundigen Personen soll höchstens der Zahl der von dem 

Spitzenverband Bund der Pflegekassen entsandten Mitglieder in diesem Gremium 

entsprechen. 4Die sachkundigen Personen erhalten vom Pflegequalitätsausschuss 

Reisekosten nach dem Bundesreisekostengesetz oder nach den Vorschriften des Landes über 

Reisekostenvergütung, Ersatz des Verdienstausfalls in entsprechender Anwendung des § 41 

Absatz 2 des Vierten Buches sowie einen Pauschbetrag für Zeitaufwand in Höhe eines 

Fünfzigstels der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 des Vierten Buches) für jeden Kalendertag 

einer Sitzung.  

 

(4) 1Bei Beschlüssen des Pflegequalitätsausschusses nach §§ 113 Absatz 1, § 113a Absatz 1 

erhalten die Organisationen nach Absatz 1 das Recht, Anträge zu stellen. 2Der 

Pflegequalitätsausschuss hat über Anträge der Organisationen in der nächsten Sitzung des 

Gremiums zu beraten. 3Wenn über einen Antrag nicht entschieden werden kann, soll in der 

Sitzung das Verfahren hinsichtlich der weiteren Beratung und Entscheidung festgelegt 

werden.  

 

(5) Bei Erarbeitung oder Änderung der in § 17 Absatz 1, den §§ 18b, 45a Absatz 2 Satz 3, § 45b 

Absatz 1 Satz 4 vorgesehenen Richtlinien des Spitzenverbandes Bund der Pflegekassen wirken 

die Organisationen nach Abs. 1  nach Maßgabe der Verordnung nach Absatz 6 beratend mit.  

 

(6) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 

Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten  für die Voraussetzungen der Anerkennung der für 

die Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe der pflegebedürftigen und behinderten 

Menschen maßgeblichen Organisationen auf Bundesebene, insbesondere zu den 

Erfordernissen an die Organisationsform und die Offenlegung der Finanzierung, festzulegen.“ 

 

Begründung: 

 

Mit der Regelung werden die bisherigen Beteiligungsrechte der maßgeblichen Organisationen für 

die Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe pflegebedürftiger und behinderter 

Menschen gestärkt. Wie die Patientenvertretung nach § 140 f SGB V erhalten die Organisationen 

ein eigenes Antragsrecht (Abs. 4) und können nach den hier vorgeschlagenen 

Verfahrensregelungen auch eine rasche Befassung mit Anträgen beanspruchen. Außerdem 

erhalten die Organisationen nach Abs. 3 über die bisherigen Rechte hinaus ein 

Mitberatungsrecht durch höchstens zehn sachkundige, von ihnen zu benennende Vertreter. Die 

Anerkennung der maßgeblichen Organisationen erfolgt wie bisher auf der Grundlage einer 

Verordnung, sodass insoweit die Pflegebedürftigenbeteiligungsverordnung weitergeführt werden 

kann. 
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14. Nach § 118 wird folgender § 118a eingefügt: 

 

„§ 118a Beteiligung weiterer Organisationen 

 

(1) 1Bei Beschlüssen des Pflegequalitätsausschusses nach § 113 Absatz 1, § 113a Absatz 1 und § 

115 Abs. 1a sind auch der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen 

und die Verbände der Pflegeberufe auf Bundesebene frühzeitig zu beteiligen. 2Bei Beschlüssen 

des Pflegequalitätsausschusses nach § 113 Absatz 1, § 113a Absatz 1 ist auch das [Institut] 

nach § 118b  zu beteiligen; weitere unabhängige Sachverständige können beteiligt werden. 
3Jeder zu Beteiligende kann auch vorschlagen, zu welchen Themen Expertenstandards 

entwickelt werden sollen.  

 

(2) Bei Beschlüssen nach § 114a Absatz 7 sind der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes 

Bund der Krankenkassen und der Prüfdienst des Verbandes der privaten Krankenversicherung 

e.V. frühzeitig zu beteiligen. 

 

(3) Bei Beschlüssen des Pflegequalitätsausschusses nach § 115 Absatz 1a Satz 10 sind auch 

unabhängige Verbraucherorganisatonen auf Bundesebene frühzeitig zu beteiligen. 

 

(4) Bei Beschlüssen des Pflegequalitätsausschusses, die die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 

personenbezogener oder personenbeziehbarer Daten regeln oder voraussetzen, ist der 

Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit zu beteiligen. 

 

(5) 1Den nach Absätzen 1 bis 4 zu beteiligenden Organisationen ist unter Übermittlung der 

hierfür erforderlichen Informationen innerhalb einer angemessenen Frist vor der 

Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 2Der Pflegequalitätsausschuss hat 

Stellungnahmen der beteiligten Organisationen in seine Entscheidungen einzubeziehen. 

 

Begründung: 

 

Mit der Regelung werden die schon bisher bestehenden Beteiligungsrechte anderer 

maßgeblichen Organisationen als der nach § 118 zusammengefasst.  

 

15. Nach § 118 a wird folgender § 118b eingefügt: 

 

„§ 118 b [Institut für Qualität in der Pflege] 

 

(1) Der Pflegequalitätsausschuss nach § 112a gründet ein fachlich unabhängiges, rechtsfähiges, 

wissenschaftliches Institut für Qualität in der Pflege und ist dessen Träger. Das Institut kann 

auch in der Rechtsform einer Stiftung des Privatrechts betrieben werden. Für das Institut ist 

ein fachlicher Leiter zu bestellen, der Vertreter der Pflegewissenschaften ist. 

 

(2) Das Institut wird zu Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für die Qualität und 

Qualitätssicherung der im Rahmen der gesetzlichen Pflegeversicherung erbrachten 

Leistungen der sozialen Pflegeversicherung insbesondere auf folgenden Gebieten tätig: […] 
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1. Erarbeitung und Weiterentwicklung von indikatorengestützten Verfahren zur 

vergleichenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualität, 

2. Weiterentwicklung einer praxistauglichen, den Pflegeprozess unterstützenden und die 

Pflegequalität fördernden Pflegedokumentation auf der Grundlage vorhandener 

Strukturmodelle, 

3. Recherche, Darstellung und Bewertung des aktuellen medizinischen-pflegerischen 

Wissensstandes zu Maßnahmen der Pflege und Betreuung, sowie 

4. Entwicklung und Aktualisierung wissenschaftlich fundierter und fachlich abgestimmter 

Expertenstandards. 

 

(3) 1Das Institut wird im Auftrag des Pflegequalitätsausschusses tätig. Das Bundesministerium für 

Gesundheit kann das Institut beauftragen, soweit es die Finanzierung der Bearbeitung des 

Auftrags übernimmt. 2Im Übrigen werden die Kosten des Instituts von dem 

Pflegequalitätsausschuss getragen. 

 

(4) 1Das Institut hat bei Tätigkeiten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 geeigneten Sachverständigen 

der Pflegewissenschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 2Es kann, soweit ein Auftrag 

nach Absatz 3 erteilt wurde, wissenschaftliche Forschungsaufträge an externe 

Sachverständige vergeben. 

 

(5) 1Das Institut leitet die Arbeitsergebnisse der Aufträge nach Absatz 2 dem 

Pflegequalitätsausschuss als Empfehlungen zu. 2Der Pflegequalitätsausschuss hat die 

Empfehlungen im Rahmen seiner Aufgabenstellung zu berücksichtigen. 3Die Kompetenzen des 

Pflegequalitätsausschusses nach diesem Gesetz bleiben im Übrigen unberührt.  

 

(6) Das Institut hat in regelmäßigen Abständen über die Arbeitsprozesse und -ergebnisse 

öffentlich zu berichten.“  

 

Begründung: 

Durch die Etablierung eines Instituts wird die institutionelle und verfahrensrechtliche Grundlage 

für die Arbeit des Pflegequalitätsausschusses verbessert, indem seine für die Entscheidungen 

erheblichen Wissengrundlagen erweitert werden. Die Legitimation der Entscheidungen wird 

dadurch gesteigert. Mit der Einrichtung eines Instituts wird den Forderungen des Beauftragten 

der Bundesregierung für die Pflege ebenso Rechnung getragen wie den schon früher 

aufgestellten Forderungen der Bundeskonferenz zur Qualitätssicherung im Gesundheits- und 

Pflegewesen e.V. (dazu Igl, Fachliche Standards und Expertenstandards für die Pflege im System 

der Qualitätssicherung nach § 113a und § 113b SGB XI, in: RsDE Bd. 67 (2008), S. 38, 46) und des 

Deutschen Pflegerates (Positionspapier v. 10.1.2007). 

Das Institut ist fachlich unabhängig und selbst rechtsfähig, auch wenn es in Trägerschaft des 

Qualitätsausschusses errichtet wird. Idealerweise wird es in der Rechtsform einer Stiftung 

betrieben, wie dies u.a. auch von der Buko-QS vorgeschlagen wurde. 

Die Aufgaben des Instituts werden - nicht enumerativ-abschließend, sondern beispielhaft – in 

Abs. 2 aufgeführt. In erster Linie geht es dabei darum, dass das Institut die Vorschläge und 
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Empfehlungen für die Wahrnehmung der Aufgaben des Pflegequalitätsausschusses entwickelt, 

weil dort v.a. das pflegefachliche Expertenwissen gebündelt werden soll. 

Auftraggeber soll neben dem Pflegequalitätsausschuss als Träger jedoch auch das BMG sein 

können (Abs. 3). Diese Regelung ist der des § 139b Abs. 2 SGB V (Beauftragung des IQWiG) 

entlehnt. Da die Tätigkeit des Instituts jedoch ansonsten aus Mitteln des 

Pflegequalitätsausschusses finanziert wird, die wiederum Verwaltungskosten der Pflegekassen 

darstellen und so auch refinanziert werden, muss in diesem Fall zuvor eine Kostenzusage durch 

das BMG erklärt werden. 

Abs. 4 sichert die Einbeziehung von Sachverständigen in die Vorbereitung der Vorschläge und 

Empfehlungen des Instituts an den Pflegequalitätsausschuss. 

Abs. 5 regelt den Verfahrensablauf nach dem Vorbild des § 139b Abs. 4 SGB V. 

Abs. 6 stärkt die Transparenz und Öffentlichkeit der Arbeit des Instituts. 
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